
Voraussetzungen der strafrechtlichen Verantwortlichkeit 1.1,

(1) Wer von einem anderen durch unwiderstehliche 
Gewalt oder durch Drohung mit einer gegenwärti­
gen, anders nicht zu beseitigenden Gefahr für Leben 
oder Gesundheit des Täters oder eines anderen zur 
Begehung der Tat gezwungen wird, begeht keine 
Straftat. Der sich für andere Personen oder die Ge­
sellschaft daraus ergebende Schaden darf nicht außer 
Verhältnis zu der drohenden Gefahr stehen. Das Le­
ben anderer Menschen darf nicht angegriffen wer­
den.
(2) Wer die Grenzen des Nötigungsstandes über­
schreitet, ist strafrechtlich verantwortlich. Die Strafe 
kann nach den Grundsätzen über die außergewöhnli­
che Strafmilderung herabgesetzt werden, wenn der 
Täter durch die Nötigung in eine schwere psychische 
Zwangslage versetzt wurde.

§ 20
Widerstreit der Pflichten
(1) Wer in Ausübung ihm obliegender Pflichten sich 
nach verantwortungsbewußter Prüfung der Sachlage 
zur Begehung einer Pflichtverletzung entscheidet, 
um durch die Erfüllung anderer Pflichten den Ein­
tritt eines größeren, anders nicht abwendbaren Scha­
dens für andere Personen oder die Gesellschaft zu 
verhindern, handelt gerechtfertigt und begeht keine 
Straftat.
(2) Hat der Täter die Gefahren, zu deren Abwen­
dung er tätig wird, selbst schuldhaft herbeigeführt, 
findet diese Bestimmung keine Anwendung.

§ 19

4. Abschnitt
Vorbereitung, Versuch und Teilnahme

§21
Vorbereitung und Versuch
(1) Vorbereitung und Versuch einer Straftat be­
gründen strafrechtliche Verantwortlichkeit nur, 
wenn es das Gesetz ausdrücklich bestimmt.
(2) Vorbereitung liegt vor, wenn der Täter Voraus­
setzungen oder Bedingungen für die Ausführung der 
geplanten Straftat schafft, ohne mit der Ausführung 
zu beginnen.
(3) Versuch liegt vor, wenn der Täter mit der vor­
sätzlichen Ausführung der Straftat beginnt, ohne sie 
zu vollenden.
(4) Vorbereitung und Versuch begründen straf­
rechtliche Verantwortlichkeit nach demselben Ge­
setz wie die vollendete Straftat. Dabei sind die Be­
weggründe des Täters, die von ihm angestrebten

oder für möglich gehaltenen Folgen, der Grad der 
Verwirklichung der Straftat und die Gründe, aus de­
nen sie nicht vollendet wurde, zu berücksichtigen. 
Die Strafe kann nach den Grundsätzen über die au­
ßergewöhnliche Strafmilderung herabgesetzt wer­
den.
(5) Von Maßnahmen der strafrechtlichen Verant­
wortlichkeit ist abzusehen, wenn der Täter freiwillig 
und endgültig von der Vollendung der Tat Abstand 
nimmt. Das gilt auch, wenn im Falle des Versuchs 
der Täter den Eintritt der Folgen freiwillig abwen­
det.

§ 22
Täter und Teilnehmer
(1) Als Täter ist strafrechtlich verantwortlich, wer 
eine Straftat selbst ausführt oder wer sie durch einen 
anderen, der für diese Tat selbst nicht verantwortlich 
ist, ausführen läßt.
(2) Als Teilnehmer an einer Straftat ist strafrecht­
lich verantwortlich, wer
1. vorsätzlich einen anderen zu der begangenen 

Straftat bestimmt (Anstiftung);
2. gemeinschaftlich mit anderen eine vorsätzliche 

Straftat ausführt (Mittäterschaft);
3. vorsätzlich einem anderen zu der begangenen 

Straftat Hilfe leistet oder wer dem Täter nach der 
Tatausführung vorher zugesagte Hilfe leistet 
(Beihilfe).

(3) Die strafrechtliche Verantwortlichkeit richtet 
sich nach dem Gesetz, das durch die Straftat verletzt 
wird. Jeder Teilnehmer ist unter Berücksichtigung 
der Schwere der gesamten Tat und der Art und Wei­
se des Zusammenwirkens der Beteiligten nach dem 
Umfang und den Auswirkungen seines Tatbeitrages, 
seinen Beweggründen sowie danach verantwortlich, 
in welchem Maße er andere Personen zur Teilnahme 
veranlaßt hat.
(4) Für Beihilfe kann die Strafe nach den Grundsät­
zen über die außergewöhnliche Strafmilderung her­
abgesetzt werden. Das gleiche gilt für Mittäterschaft, 
wenn der Tatbeitrag des Teilnehmers im Verhältnis 
zur Gesamttat gering ist. Bei geringer Schuld und un­
bedeutendem Tatbeitrag kann bei einem Teilnehmer 
von Maßnahmen der strafrechtlichen Verantwort­
lichkeit abgesehen werden.
(5) Bestimmt das Gesetz, daß besondere persönli­
che Umstände die strafrechtliche Verantwortlichkeit 
erhöhen, vermindern oder ausschließen, gilt das nur 
für den Täter oder Teilnehmer, bei dem diese Um­
stände vorliegen.
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